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Drucksache Nr. 4616 


DER PRÄSIDENT D E S B U N D E S R A T E S 
Abschrift 


Bonn, den 26. Juni 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
111. Sitzung am 26. Juni 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 12. Juni 1953 verabschiedeten 

Entwurfs eines Gesetzes über die Änderung und 
Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimmungen 
- Nrn. 3440, 4371 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


In Vertretung 
gez. Reuter 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 26. Juni 1953 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 12. Juni 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


In Vertretung 

Reuter 


Druck: Bonner Universitäls-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 3ü, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



BUNDESRAT 


Bonn, den 26. Juni 1953 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Änderung und Ergänzung 
fürsorgerechtlicher Bestimmungen 


1. Artikel I wird ersatzlos gestrichen. 
Begründung: 

Die Einschaltung von Personen in ein 
Verwaltungsverfahren, die nicht den Wei- 
sungen des zuständigen Ministers unter- 
liegen, verwischt das Prinzip der klaren 
parlamentarischen Verantwortlichkeit und 
schmälert die Rechte des Parlaments, dem 
gegenüber der Leiter der Verwaltung 
verantwortlich ist. Auch würde § 3 a das 
Verwaltungsverfahren behindern, da im 
besonderen die Besetzung solcher Gremien, 
wie sie nach § 3a einzurichten wären, 
erfahrungsgemäß auf besondere Schwierig- 
keiten stößt. 

2. In Artikel IV Nr. 3 werden die Worte: 
„Pauschalbeträge festsetzen“ ersetzt durch 
die Worte: „Richtlinien erlassen“. 

Begründung: 

Der mit der Vorschrift beabsichtigte 
Zweck, bei Wahrung der Einheitlichkeit 
eine gewisse Elastizität innerhalb der 
Höhen der Beihilfen zu erreichen, kann 
durch die Verwendung des Begriffes 
„Pauschalbeträge“ nicht erreicht werden. 


3. Artikel VIII wird hinsichtlich der Neu- 
fassung des Absatzes 4 von § 23 der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 
4. Dezember 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 765) 
gestrichen. 

Begründung: 

Bezüglich Artikel VIII (neu § 23 Abs. 4) 
bestehen Bedenken insofern, als den Un- 
fallverletzten schlechthin — ohne daß ein 
Kausalzusammenhang zwischen Unfallver- 
letzung und Hilfsbedürftigkeit verlangt 
wird — , ein ganz erheblicher Mehrbedarf 
zuerkannt wird, ferner weil dieser Mehr- 
bedarf beschränkt ist auf die Unfallver- 
letzten, und die übrigen Körperbehinderten 
an den Vergünstigungen nicht teilnehmen 
sollen. Die vorgesehene Regelung steht 
überdies im Widerspruch zum Beschluß 
des Vermittlungsausschusses zu dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Anrechnung 
von Renten in der Arbeitslosenfürsorge 
vom 1. Juni 1953 (BT-Drucksache Nr. 4408). 
In diesem Beschluß hat der Vermittlungs- 
ausschuß die Bevorzugung der Unfallver- 
letzten in dem Gesetz über die Anrech- 
nung von Renten in der Arbeitslosenfür- 
sorge abgelehnt. 



